
Offizielle »Wahlprüfsteine«, 
wie sie der DGB vor wichti-
gen Wahlen herausgibt, exis-

tieren in Polen nicht. Das liegt in erster 
Linie daran, dass das System der Ge-
werkschaften in Polen anders organi-
siert ist als in Deutschland. Es gibt 
keine Einheitsgewerkschaft, sondern 
mehrere Dachverbände, die jeweils 
Branchengewerkschaften gruppieren. 
Dabei ist die politische Sympathie 
der einzelnen Organisationen kein 
großes Geheimnis: Jeder weiß, dass 
die »Solidarnosc« heute der betrieb-
liche Arm der Regierungspartei PiS 
ist, und dass der aus den »systemna-
hen« Gewerkschaften im Sozialismus 
hervorgegangene »Gesamtpolnische 
Gewerkschaftsverband« (OPZZ) ihrer 
ehemals führenden Partei nahesteht, 
die heute als »Bündnis der Demokrati-
schen Linken« (SLD) antritt.

Aber es erscheint allen Gewerkschaf-
ten als opportun, im Wahlkampf nicht 
zu eng mit einer Partei assoziiert zu 
werden. Studien haben ergeben, dass 
rund die Hälfte der Befragten es für 
»unangemessen« hält, wenn Gewerk-
schaften sich mit politischen Parteien 
verbünden; besonders stark ist diese 
Antipathie auf Seiten der sozialdemo-
kratischen Gewerkschaftler ausgeprägt, 
Solidarnosc-Anhänger haben damit we-
niger Probleme.

Bei der OPZZ war es im Sommer die 
SLD, die mitteilte, dass ihr Vorsitzen-
der Wlodzimierz Czarzasty die diversen 
Forderungen der Gewerkschaft bei sei-
ner Partei am besten aufgehoben sieht. 
Die SLD wird zwar mit einiger Wahr-
scheinlichkeit wieder ins Parlament 
einziehen, aber es käme einem Wunder 
nahe, wenn sie Teil einer Regierungs-
koalition gegen die PiS würde und somit 
Gelegenheit bekäme, etwas von ihrer 
Solidarität praktisch wahrzumachen.

Der der OPZZ nahestehende Leh-
rerverband ZNP, der im Frühjahr einen 
mehrwöchigen, aber erfolglosen Streik 
der Lehrer für höhere Gehälter anführte, 
hält sich vor den Wahlen explizit be-
deckt: Man wolle nicht im Wahlkampf 

verheizt und mit Dreck beworfen wer-
den, heißt es in einer Erklärung des Ver-
bandes. Erst nach den Wahlen solle ein 
Bummelstreik der Lehrkräfte ihren For-
derungen erneut Nachdruck verleihen. 
Die Ankündigung der Regierungspar-
tei, den allgemeinen Mindestlohn zum 
Jahreswechsel auf 2.600 Zloty (etwa 
600 Euro) und 2021 auf 3.000 Zloty zu 
erhöhen, habe bei den Lehrern zu großer 
Verbitterung geführt, weil dies bedeute, 
dass große Teile der Lehrerschaft nur 
noch den Mindestlohn verdienen wür-
den.

Die Zurückhaltung der Gewerkschaf-

ten im Wahlkampf rührt aus mehreren 
Quellen. Die erste ist pragmatisch: Wo-
zu sich jetzt auf symbolischer Ebene mit 
einer Partei anlegen, die die nächsten 
Wahlen höchstwahrscheinlich gewin-
nen wird und mit der man also weiter 
wird verhandeln müssen? Zweitens liegt 
sie an der allgemeinen Schwäche der 
Gewerkschaften in Polen. Der Organi-
sationsgrad im Durchschnitt der pol-
nischen Wirtschaft liegt bei nur zwölf 
Prozent, einzige Ausnahmen sind der 
Bergbau und Teile der Energiewirt-
schaft, die heute noch staatlich sind und 
wo die Leute bei der Einstellung auch 

noch Beitrittsformulare der Solidarnosc 
vorgelegt bekommen. Große Teile der 
Investitionen ausländischen Kapitals in 
Polen wurden explizit als gewerkschafts-
freie Zonen konzipiert. Bei Amazon in 
Poznan zum Beispiel mussten sich 20 
Gründungsaktivisten der linken »Arbei-
terinitiative« nach Schichtschluss halb-
konspirativ auf dem Werksparkplatz 
treffen und sich per Akklamation als 
Gewerkschaftszelle konstituieren. Am 
nächsten Tag »outeten« sie sich dann 
gegenüber der Betriebsleitung und wa-
ren von da an zumindest gegen Kündi-
gung geschützt.
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Schweigen im Walde

»Das muss man halt organisieren«

Polens Gewerkschaften halten sich im Wahlkampf betont zurück. 
Parteivorlieben kein Geheimnis. Von Reinhard Lauterbach

Bewegung gibt es, wenn Gewerkschaften reale Kämpfe führen. Ein Gespräch mit Michael Quetting

E inige aktive 
Gewerkschaf-
ter finden es 

falsch, die Pflege in 
den Mittelpunkt der 
Bewegung für mehr 
Personal in den Klini-
ken zu stellen. Warum 
sprechen Sie in erster 
Linie von Pflege-
streiks und nicht von 
Krankenhausstreiks? 

Richtig ist, es geht um 
Entlastung aller Berufs-
gruppen. Wir sind die Ge-
werkschaft, die sie alle im Krankenhaus 
organisiert. Und wir haben eben auch 
alle im Auge zu haben. Und doch gibt 
es eine Berufsgruppe, die besonders 
unter dem DRG-System (Klassifika-
tionssystem für ein pauschaliertes Ab-
rechnungsverfahren, jW) leidet – auf 
deren Rücken vor allem die Einspa-
rungen vollzogen wurden. Das ist die 
Pflege. Wenn es gelingt, dort die Kräfte 
zu organisieren und in den Kampf zu 
führen, ergeben sich daraus Chancen 
für alle Beschäftigten im Krankenhaus. 
Die Auseinandersetzung an der Uni-
klinik Homburg wurde von den Pflege-
kräften getragen.

Sind die anderen Berufsgruppen 
vielleicht unterrepräsentiert, weil 
die Gewerkschaft bei Ihnen im 

Saarland in erster Linie 
Pflegekräfte angespro-
chen hat? 
Wir sprechen vom Tarif-
vertrag »Entlastung für 
das Krankenhaus«, nicht 
vom Tarifvertrag Entlas-
tung nur für Pflege. Aber 
die Pflege steht über-
all – auch im Altenheim 
und in Behindertenein-
richtungen – unter einem 
besonderen Druck. Und 
die einzige Chance der 
Beschäftigten, erfolgreich 

kämpfen zu können, ist, sich in der 
Gewerkschaft zusammenzuschließen. 
Ich will nicht leugnen, dass es da auch 
Überspitzungen gibt, die zu falschen 
Schlussfolgerungen führen. Aber es 
wird keine Berufsgruppe zurückge-
setzt. Wir rufen alle auf.

Was ist die Strategie von Verdi für 
den Fachbereich 3 für die nächste 
Zeit?

Im Prinzip hat sich an dem Ansatz, auf 
der tariflichen, politischen und betrieb-
lichen Ebene weiter das Thema Perso-
nalbemessung und Personalnot zu the-
matisieren, nichts geändert. Es geht ja 
letztlich um die Frage, wie geht es mit 
der Daseinsvorsorge weiter? Meiner 
Meinung nach ist nur deshalb so viel in 
Bewegung gekommen, weil wir insbe-

sondere auf der tariflichen Ebene reale 
Kämpfe geführt haben und führen.

Wann werden Kämpfe geführt?
Überall da, wo die Voraussetzungen 
klar gegeben sind und die entsprechen-
den Gremien das wollen, sind Kämpfe 
in Gang zu setzen. 25 Prozent müssen 
organisiert sein. Natürlich können wir 
keine Kämpfe in Betrieben beginnen, 
wo die Interessenvertretung das nicht 
möchte. Es gibt auch Argumente im 
Falle der einen oder anderen kommu-
nalen Klinik, den Kampf zu diesem 
Zeitpunkt nicht zu führen. Etwa weil 
das Krankenhaus um die schwarze 
Null kämpft. Ein Streik würde Nach-
teile bringen, und am Ende ist der Be-
trieb vielleicht von der Landkarte ver-
schwunden.

Angenommen, es gibt einen Be-
triebsrat, einen Vertrauensleute-
körper und eine kleine Betriebs-
gruppe, die in die Auseinanderset-
zung gehen wollen. Die haben aber 
noch keine 25 Prozent organisiert. 
Würde der Bundesvorstand da 
unterstützen?

Ich bin natürlich nicht der Bundesvor-
stand. Die Frage ist, warum haben die 
keine 25 Prozent? Wenn es eine kleine 
Gruppe gibt, die in die Auseinanderset-
zung gehen will, garantiere ich dir, ich 
bin in einem halben Jahr so weit. Die 
Frage ist, wie wir das organisieren und 

wie wir die Hilfe dafür organisieren. 
Ich bremse als Gewerkschaftssekretär 
oder Pflegebeauftragter keine Klinik. 
Verdi hat ein Projekt aufgelegt, das sich 
»Pflege. Auf. Stand« nennt. Meine Auf-
gabe darin ist es, den Pflegeaufstand zu 
organisieren und nicht, ihn zu bremsen. 

Was ist zu tun?
Dort, wo Kollegen bereit sind, wer-
den sie nicht gebremst. Am besten be-
ginnen sie, indem sie Teamdelegier-
tenstrukturen aufbauen. Schafft die 
Voraussetzungen dazu. Schafft Struk-
turtests. Wenn wir zum Beispiel eine 
Petition machen, und es gelingt uns 
tatsächlich, die Mehrheit zu organisie-
ren, kann ich mir nicht vorstellen, dass 
dann der Gewerkschaftssekretär sagt, 
wir werden keinen Kampf führen.

In Mainz hat die Mehrheit der Be-
schäftigten kürzlich durch eine Peti-
tion Druck auf die Lohnverhandlungen 
ausgeübt, dass hatten wir noch nicht 
erlebt. Aber das muss man halt orga-
nisieren. Bis die Mehrheit da ist. Das 
verlangt einen genauen Überblick, wer 
hat in meiner Station oder Abteilung 
unterschrieben, wer hat nicht unter-
schrieben. Wer ist in Verdi und wer 
nicht? Und später braucht man einen 
Überblick, wer ist in meiner Station 
bereit zu streiken und wer nicht? Man 
muss diese Kämpfe konkret vorberei-
ten. Interview: Susanne Knütter

IG BAU prangert 
»dreckige Jobs« an
Frankfurt am Main. Im fest-
gefahrenen Tarifkonflikt der 
Gebäudereiniger verschärft die 
IG Bauen, Agrar, Umwelt den 
Ton. Auf ihrer Internetseite will 
die Gewerkschaft in den kom-
menden Tagen Unternehmen 
beim Namen nennen, die nach 
Ansicht der Beschäftigtenver-
treter den tariflosen Zustand 
ausnutzen, um ihren Arbeits-
kräften deutlich verschlechterte 
Konditionen aufzuzwingen.

Den Anfang machte die IG 
BAU am Montag mit dem Bran-
chenriesen Piepenbrock aus Os-
nabrück. Verhandlungsführerin 
Ulrike Laux sprach von einem 
»stillen Branchenangriff auf die 
Arbeitsverträge«. Reinigungs-
kräfte würden dabei »regelrecht 
über den Tisch gezogen«, bis-
lang geltende Ansprüche zu 
Lohn und Urlaub gedrückt. 
Am »Dirty-Job-Pranger« ist 
ein Piepenbrock-Arbeitsvertrag 
veröffentlicht, der laut IG BAU 
einem bereits dort beschäftigten 
Gebäudereiniger angeboten 
worden sei. Zuschläge für 
Arbeit an Sonn- und Feiertagen 
sowie nachts seien gekürzt, 
der tarifliche Urlaubsanspruch 
»klammheimlich« gekürzt wor-
den. Das Unternehmen äußerte 
sich zunächst nicht zu den Vor-
würfen.

Die Gewerkschaft rät Be-
schäftigten dringend davon ab, 
neue Arbeitsverträge zu unter-
schreiben. Die Unternehmer 
hatten den Rahmentarif zum 
31. Juli gekündigt und übten 
nun teils starken Druck auf 
die Beschäftigten aus. Nach 
Darstellung der IG BAU wirkt 
der Rahmentarif für die Alt-
beschäftigten nach. Höchstens 
bei Neueinstellungen könne ab-
gewichen werden. Ab Dienstag 
sollen erneut Warnstreiks statt-
finden. Es gehe um Infrastruk-
turobjekte und Produktionsan-
lagen der Industrie. 

 (dpa/jW)

UFO bereitet Streiks  
bei Lufthansa vor
Frankfurt am Main. Die Sparten-
gewerkschaft Unabhängige 
Flugbegleiter-Organisation 
(UFO) bleibt in der Auseinan-
dersetzung mit dem Lufthan-
sa-Konzern auf ihrem Kurs zu 
einem Streik der Flugbegleiter. 
Sie will ihre Mitglieder auf die 
Arbeitskämpfe in dieser Woche 
mit Informationsveranstaltun-
gen vorbereiten, wie sie am 
Montag in Mörfelden-Walldorf 
bei Frankfurt am Main mit-
teilte. Am kommenden Montag 
(14. Oktober) wolle man Details 
zu Zeit, Dauer und Ort der 
Streiks nennen, kündigte die 
UFO an. In Frage kämen Flü-
ge der Konzerngesellschaften 
Lufthansa, Germanwings, Euro-
wings, Lufthansa-City-Line und 
Sunexpress Deutschland. Luft-
hansa lehnt Gespräche mit der 
UFO seit Monaten ab, weil sie 
deren Vorstand für nicht recht-
mäßig hält. In einem Arbeitsge-
richtsverfahren wolle das Unter-
nehmen laut eines Sprechers 
zudem überprüfen lassen, ob 
es sich bei der UFO überhaupt 
noch um eine tariffähige Ge-
werkschaft handele.  (dpa/jW)
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Gewerkschaftsdemonstration für höhere Löhne im Staatssektor (Warschau, 22.9.2018)

Michael Quetting ist von 
Verdi ernannter Pflege-

beauftragter für das Saar-
land und Rheinland-Pfalz
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